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Kritik und Waffen: Deutschlands
gefährliche Balance zu Israel!

Bundesaußenminister Wadephul plant Überprüfung von
Waffenlieferungen an Israel. Politische Reaktionen und

rechtliche Aspekte im Fokus.

Gazastreifen, Palästinensische Gebiete - Die Debatte um
die Waffenlieferungen Deutschlands an Israel gewinnt an
Intensität. Bundesaußenminister Johann Wadephul (CDU) hat
ankündigt, dass die Waffenlieferungen auf den Prüfstand gestellt
werden, um deren Vereinbarkeit mit humanitärem Völkerrecht
zu evaluieren. Laut pnp.de ist dies eine Reaktion auf die sich
zuspitzende Situation im Gazastreifen. Wadephul äußerte in
einem Interview mit der „Süddeutschen Zeitung“, dass
basierend auf den Ergebnissen dieser Prüfung möglicherweise
sogar eine Ablehnung mancher Waffenlieferungen erfolgen
könnte.

Diese Entscheidung trifft auf Widerstand innerhalb der

https://www.pnp.de/nachrichten/bayern/csu-landesgruppenchef-kritik-an-israel-ja-sanktionen-nein-18786527


politischen Reihen. CSU-Landesgruppenchef Alexander
Hoffmann betont, dass Kritik an Freunden wie Israel nicht zu
Sanktionen führen sollte. Seiner Ansicht nach würde eine solche
Maßnahme die deutsche Staatsräson gefährden. Deutschland
habe eine Verantwortung, an der Seite Israels zu stehen,
besonders im Kontext des aktuellen Gaza-Kriegs.

Politische Meinungsverschiedenheiten

Hoffmanns Haltung steht im Gegensatz zu der wachsenden
Kritik an den deutschen Rüstungsexporten. Diese Kritik hat in
den letzten Monaten zugenommen, insbesondere nachdem
Bundeskanzler Merz in einer Stellungnahme äußerte, dass die
aktuellen militärischen Aktionen im Gazastreifen nicht zwingend
notwendig für die israelische Verteidigung seien. Merz zeigte
sich zudem bestürzt über die humanitäre Lage der
Zivilbevölkerung in der Region. In diesem Kontext forderte SPD-
Außenpolitiker Mützenich einen sofortigen Stopp der
Waffenlieferungen nach Israel.

Jüngste Umfragen und öffentliche Diskussionen zeigen,
dass die Skepsis gegenüber den Rüstungsexporten
ansteigt.
Grünen-Chefin Brantner dagegen lehnte einen
grundsätzlichen Lieferstopp ab, forderte jedoch, dass
keine deutschen Waffen völkerrechtswidrig eingesetzt
werden dürfen.
Brantner äußerte zudem die Notwendigkeit von
Sanktionen gegen israelische Minister, die die
umstrittene Siedlungspolitik vorantreiben.

Die Rüstungsbilanz Deutschlands gegenüber Israel ist
beachtlich. Laut tagesschau.de gehörte Deutschland 2023 zu
den wichtigsten Waffenlieferanten für Israel, nach den USA. Die
Bundesregierung hat Rüstungsexporte im Wert von 326,5
Millionen Euro genehmigt, was einen dramatischen Anstieg im
Vergleich zum Vorjahr bedeutet. Diese Zunahme wird häufig mit
dem Terrorangriff der Hamas im Oktober 2022 in Verbindung

https://www.tagesschau.de/inland/innenpolitik/waffen-israel-deutschland-100.html


gebracht. Bis August 2024 summierten sich die genehmigten
Exporte auf 14,5 Millionen Euro, was auf einen signifikanten
Rückgang hindeutet.

Aktuelle Entwicklungen und menschliche
Aspekte

Die Situation wird zusätzlich dadurch kompliziert, dass seit März
2024 keine Genehmigungen für Kriegswaffenexporte nach Israel
mehr erteilt wurden. Der Großteil der Exporte umfasst nur noch
Helme, Schutzwesten und Kommunikationsmittel. Dies geschah
auch im Kontext eines Eilantrags, den Nicaragua gegen
Deutschland vor dem Internationalen Gerichtshof in Den Haag
eingereicht hatte, der jedoch abgewiesen wurde. Das
Auswärtige Amt betonte, dass die Waffenexporte stets unter
strenger Prüfung erfolgen und sowohl die Menschenrechte als
auch das humanitäre Völkerrecht berücksichtigt werden.

Obwohl es keinen allgemeinen Exportstopp gibt, entscheidet der
Bundessicherheitsrat, in dem auch das Wirtschaftsministerium
vertreten ist, im Einzelfall über die Genehmigung der Exporte.
Minister Robert Habeck erklärte, dass eine differenzierte
Betrachtung zwischen verschiedenen Waffensystemen,
besonders jenen, die im Gazastreifen eingesetzt werden
könnten, notwendig ist.

Insgesamt lässt sich festhalten, dass die deutsche Politik in
Bezug auf Waffenlieferungen an Israel vor einem bedeutsamen
Wendepunkt steht. Angesichts des Konflikts und der
internationalen Reaktionen wird es für die Bundesregierung
zunehmend anspruchsvoll, ein Gleichgewicht zwischen
militärischer Unterstützung und humanitären Verpflichtungen zu
finden. Die anhaltende Diskussion zeigt, wie komplex und
vielschichtig die geopolitischen Überlegungen rund um diesen
Konflikt sind, und deutet auf eine mögliche Wende in der
deutschen Außenpolitik hin.
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